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angeht, wird sich morgen den Vorwurf 
gefallen lassen müssen, ihrer Instru-
mentalisierung durch Rechtspopulis-
ten Vorschub geleistet zu haben. Denn 
eines steht fest: Ohne eine gelingende 
Integration der Minderheiten droht das 
bei der Mehrheitsbevölkerung vorhan-
dene Ressentiment immer mehr in den 
Wunsch nach Ausschluss und Abschie-
bung umzuschlagen. Und der nächste 
Sarrazin kommt bestimmt. Es wird des-
halb alles darauf ankommen, Migran-
ten in allen Bereichen, vor allem aber 
auf dem Arbeitsmarkt, zur Teilhabe an 
der Gesellschaft zu befähigen. 

Derartige Integrationsprobleme be-
treffen jedoch bei weitem nicht nur Tei-
le der migrantischen Bevölkerung. Die 
jüngste Shell-Jugendstudie hat erge-
ben, dass 33 Prozent aller Kinder aus 
sozial benachteiligten Familien der Zu-
kunft pessimistisch begegnen, unab-
hängig von ihrer ethnischen Herkunft. 

Denn auch bei ihnen treten massive 
Integrationsprobleme infolge mangel-
hafter schulischer Bildung auf. Deshalb 
kommt es vor allem darauf an, die unse-
lige Polarisierung zwischen Deutschen 
und Migranten zu entschärfen, die die 
„Bild“-Sarrazin-Offensive hervorge-
rufen hat. Eigentlich richtet sich Sar-
razins biologistischer Nützlichkeitsdis-
kurs nämlich keineswegs „nur“ gegen 
Muslime, im Gegenteil: Von Ausschluss 
bedroht – bis hin zur gezielten Bevölke-
rungspolitik – sind bei ihm (wie bei vie-
len Rechtspopulisten in Europa) alle, 
die nicht zur ökonomischen Nutzenma-
ximierung beitragen. Erst wenn es ge-
lingt, den Bürgern klarzumachen, dass 
wir alle, ob Eingeborener oder Einwan-
derer, gegenüber einer derartigen so- 
zialdarwinistischen Logik im selben 
Boot sitzen – erst dann kann von deut-
scher Einheit zumindest in Ansätzen 
die Rede sein.

Wolf-Dieter Narr und Dirk Vogelskamp

Verbrannt in Dessau 

An Händen und Füßen gefesselt ver-
brannte Oury Jalloh, ein Asylsuchen-
der aus Sierra Leone, am 7. Januar 2005 
in einer Gewahrsamszelle der Dessauer 
Polizei. Die gerichtlichen Nachspiele 
dieses Feuertods wurden von der Öf-
fentlichkeit aufmerksam verfolgt. Als 
die 6. Strafkammer des Landgerichts 
Dessau-Roßlau am 8. Dezember 2008 
– nach 58 Prozesstagen in 22 Mona-
ten – die Freisprüche der beiden ange-
klagten Polizeibeamten verkündete, 
erzeugte das Urteil großen Unmut: Zu 
viele Ungereimtheiten hatte das Ge-
richt nicht aufzuklären vermocht. Statt-
dessen hatte es ein vermeintlich wider-
spruchfreies Bild von der angeblichen 

Selbsttötung des 23jährigen Mannes 
gezeichnet.1

In seinem Revisionsurteil vom 7. Ja-
nuar 2010 hob der Bundesgerichtshof 
(BGH) dieses Urteil auf und verwies den 
Fall zur Neuverhandlung an das Land-
gericht Magdeburg. Der neue Prozess 
soll nun am 25. Oktober beginnen. Ob 
er das, was fünf Jahre zuvor wirklich ge-
schah, gerichtlich klären kann, ist offen.

Fest steht Folgendes: Die Polizei 
nimmt Oury Jalloh an jenem Morgen 
in betrunkenem Zustand wegen Beläs-
tigung fest. Mit angelegten Hand- und 

1 Die Autoren waren Teil einer Gruppe von Pro-
zessbeobachtern.
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Fußfesseln wird er in ein Polizeifahr-
zeug verfrachtet, dort nach Waffen 
durchsucht und zur Feststellung seiner 
Identität aufs Revier gebracht. Jalloh 
kann oder will sich nicht ausweisen – 
seine Duldungspapiere werden später 
gefunden – und leistet Widerstand ge-
gen den polizeilichen Zugriff. Ihm wird, 
ebenfalls gegen seinen Widerstand, ei-
ne Blutprobe entnommen, deren Analy-
se einen Blutalkoholwert von über drei 
Promille ergibt. Dennoch attestiert ihm 
der Polizeiarzt Gewahrsamstauglich-
keit.

Auf dem Revier bringen die dienst-
habenden Polizeibeamten Jalloh unter 
Gewaltanwendung in den Zellentrakt, 
wo er – angeblich zu seiner eigenen Si-
cherheit (!) – an Händen und Füßen ge-
fesselt auf einer vermeintlich feuerfes-
ten Matratze fixiert wird. Anschließend 
überlässt man ihn, nur von unregelmä-
ßigen Kontrollen unterbrochen, über 
Stunden sich selbst. 

Damit missachten die Polizeibeam-
ten die vorgeschriebenen Gewahr-
samsregeln: Statt den ihnen vollständig 
ausgelieferten, alkoholisierten und ob 
seiner widerrechtlichen Inhaftierung 
erregten Mann zu beaufsichtigen, ge-
hen sie ihrem gewohnten Dienst nach 
oder in die Kantine.

Der Gefangene verlangt in seiner 
Zelle immer wieder, entfesselt zu wer-
den. Da seine Rufe über die Wechsel-
sprechanlage den diensthabenden Po-
lizeibeamten beim Telefonieren stö-
ren, stellt er den Ton der Anlage leiser. 
Und als der beginnende Brand in der 
Zelle den durchdringenden Alarm des 
Rauchmelders auslöst, stellen die Be-
amten diesen einfach ab. Der zustän-
dige Beamte führt erst sein Telefonat 
zu Ende, bevor er sich auf den Weg 
zur brennenden Zelle begibt – und 
das auch noch, ohne die gesonderten 
Schlüssel für die Fußfesseln bei sich zu 
tragen. Als der Beamte schließlich den 
Gewahrsamsbereich erreicht, findet er 
keinen Feuerlöscher, woraufhin er im 
Innenhof weitersucht, während Oury 
Jalloh in seiner Zelle verbrennt.

Gerichtliche Nachspiele

Dieser Tathergang beweist: Das Des-
sauer Polizeirevier hat sich für den 
Brandfall als – vorsichtig formuliert –  
desorganisiert und unvorbereitet erwie-
sen, indem es lebensnotwendige Vor-
kehrungen für eine solche Ausnahme- 
situation schlichtweg versäumte.

Gleichwohl wollte das erstinstanz-
liche Tatgericht keine Pflichtverlet-
zung der Beamten erkennen können. 
Auch die Frage, warum Oury Jalloh 
den rechtswidrigen Freiheitsentzug 
überhaupt über sich hat ergehen lassen 
müssen, anstatt – rechtsstaatlich ange-
messen – nach Hause gebracht zu wer-
den, erwägte das Landgericht nicht. 

Darüber hinaus blieben entscheiden-
de Details des Geschehens vor Gericht 
ungeklärt: Wie gelangte das Feuer-
zeug, mit dem Oury Jalloh die Matratze 
selbst entzündet haben soll, überhaupt 
in die Gewahrsamszelle? Warum taucht 
ein angekokelter Rest des Feuerzeugs 
erst in der zweiten Asservatenliste auf? 
Warum fehlen entscheidende Passagen 
des Videobandes zur Spurensicherung? 
Wer ist für Oury Jallohs Verletzungen 
– ein Nasenbeinbruch und eine Mittel- 
ohrschädigung – verantwortlich, die 
erst in einer zweiten, durch die Neben-
kläger erwirkten Obduktion festgestellt 
wurden?

Alle diese Fragen spielten weder für 
das Landgericht noch später für den 
BGH eine Rolle. Sie wurden von der ge-
richtlichen „Wahrheitssuche“ ignoriert, 
die vor allem nach einer persönlichen 
Zurechnungsfähigkeit Oury Jallohs für 
seinen eigenen Tod suchte.

Immerhin hat der BGH den Frei-
spruch gegen einen der Hauptange-
klagten, den damaligen verantwortli-
chen Dienstgruppenleiter des Gewahr-
samsbereichs, aufgehoben und den Fall 
zur Neuverhandlung an das Landge-
richt Magdeburg verwiesen. Unter an-
derem bemängelte das Gericht, es sei 
nicht hinreichend geklärt worden, ob 
der angeklagte Dienstgruppenleiter 
die lebensbedrohliche Lage, in der sich  
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Jalloh befand, über die Gegensprech-
anlage und den Feuermelder nicht 
doch früher hätte erkennen und da-
mit seinen Tod verhindern können. Es 
müsse aufgrund lückenhafter Beweis-
führung neu überprüft werden, ob zwi-
schen dem pflichtwidrigen Verhalten 
des Angeklagten – das der BGH im Ge-
gensatz zum Landgericht erkennt – und 
dem Tod Oury Jallohs eine Ursächlich-
keit bestehe.

Doch kann das BGH-Urteil tatsäch-
lich dazu beitragen, das immer wieder 
von polizeilichen „Übergriffen“ ge-
kennzeichnete Verhältnis der Polizeien 
zu Flüchtlingen und Asylsuchenden zu 
normalisieren?2 Tatsächlich scheint das 
Gegenteil zuzutreffen. Der gewaltsame 
Tod Oury Jallohs wird mit strafprozes-
sualen Mitteln nicht aufzuklären sein, 
da sie den gewaltfördernden, gesetz-
lich produzierten Kontext, in dem die 
Polizeien alltäglich handeln, systema-
tisch ausblenden. Anders als das kon-
krete Verhalten der einzelnen Polizis-
ten ist dieser im strafrechtlichen Sinne 
nämlich nicht justiziabel. 

Ein Prozess der Polizei

Unmittelbar angeklagt waren vor dem 
Landgericht Dessau-Roßlau zwei an je-
nem Tag diensthabende Polizeibeamte 
– der erste wegen „fahrlässiger Tötung 
infolge unterlassener Hilfeleistung“, 
der zweite wegen „Körperverletzung 
im Amt mit Todesfolge“. Mittelbar aber 
saß die Institution Polizei auf der An-
klagebank. Denn sie hatte die Umstän-
de zu verantworten, die zu Jallohs Tod 
führten.

Allerdings gelang es der Polizei 
rasch, von der Objekt- in die Subjekt-
Rolle zu wechseln, indem sie den ge-
samten Verfahrensverlauf und das Ur-
teil massiv beeinflusste. So widerrief 
eine Polizeibeamtin ihre belastenden 

2 Vgl. Dirk Vogelskamp, Polizeiübergriffe auf Im-
migrant/inn/en. Gewollte Ungleichheit und die 
Normalität der Gewalt, in: „Bürgerrechte und 
Polizei/CILIP“, 1/2010, S. 36-44.

Aussagen, auf der die Anklage im We-
sentlichen beruhte. Auch handelte es 
sich bei den vernommenen Zeugen 
fast ausnahmslos um Polizeiangehörige 
und einen polizeinahen Arzt. Während 
des Prozesses wurde zudem ein Infor-
mationstreffen der Zeugen im Dessau-
er Polizeirevier abgehalten; in einer in-
ternen Hausmitteilung, die im Dessau-
er Polizeirevier kursierte, legte sich die 
Leitung frühzeitig auf einen die Polizei 
entlastenden „Geschehensablauf“ fest.

Rätsel geben darüber hinaus die bei-
den unterschiedlichen Urteilsbegrün-
dungen auf. So hatte der Vorsitzende 
Richter der 6. Großen Strafkammer des 
Landgerichts Dessau-Roßlau, Manfred  
Steinhoff, in der mündlichen Urteils-
begründung am 6. Dezember 2008 
nicht nur die mangelhaften Ermittlun-
gen und die schlampigen Sicherheits-
vorkehrungen im Dessauer Polizei- 
revier gerügt. 

Scharf kritisierte er auch das Aussa-
geverhalten der Polizeizeugen, die sich 
in Widersprüche und Lügen verstrickt 
und eine Aufklärung des Falls unmög-
lich gemacht hätten. „Wir hatten nicht 
die Chance auf ein rechtsstaatliches 
Verfahren“, so Steinhoff. Deshalb hätte 
eine strafbare Mitschuld der Angeklag-
ten am Tod Jallohs nicht nachgewiesen 
werden können.

Ganz anders dann die am 2. März 
2009 veröffentlichte schriftliche Fas-
sung des Urteils. In ihr ist vom Schei-
tern des Verfahrens aufgrund des poli-
zeilichen Lügenschleiers plötzlich kei-
ne Rede mehr. Vielmehr behauptet die 
6. Große Strafkammer nunmehr, den 
Tathergang sicher nachvollziehen zu 
können. Alle Polizeizeugen – ausge-
nommen die polizeilichen Belastungs-
zeugen – gelten jetzt als glaubwürdig 
und verlässlich.

Angesichts dieser Widersprüche 
drängt sich die Frage auf, wie ein und 
dasselbe Gericht binnen dreier Monate 
zu derart konträren Bewertungen über 
die Polizeiaussagen gelangen konnte. 
Warum ist das Gericht „umgefallen“? 
Warum übernimmt es die polizeidik-
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tierte und -entlastende Fassung des 
Geschehensablaufs?

Fest steht: Die 6. Strafkammer mach-
te sich die Annahmen der Ermittlungs-
behörden, sprich: der Staatsanwalt-
schaft und der ermittelnden Polizei, zu 
eigen, die besagen, Oury Jalloh habe 
die Matratze nur selbst entzünden und 
die Polizei den Verbrennungstod nicht 
verhindern können. (Nur den letzteren 
Teil hat der BGH angezweifelt.) Die-
sem als Wirklichkeit gesetzten Gesche-
hensablauf gemäß führte das Gericht 
die Verhandlungen, befragte Zeugen 
und Sachverständige, ordnete den Zeu-
genaussagen Glaub- und Unglaubwür-
digkeit zu und beurteilte die Plausibi-
lität der unterschiedlichen Gutachten. 
Dabei fanden letztlich nur diejenigen 
Aussagen und Gutachten Berücksich-
tigung, die ins gerichtliche Wirklich-
keitsbild passten. Alle ihm widerspre-
chenden Aussagen und Anhaltspunkte 
sowie der politisch-polizeiliche Kontext 
des Geschehens wurden dabei syste-
matisch ausgeblendet. Dazu gehörten 
auch die Zwangs- und Gewalthandlun-
gen der Polizei an Oury Jalloh. Anstatt 
die Grundrechtswidrigkeit dieser Ge-
waltkette – von der Inhaftierung über 
die Fesselung bis zur Isolierung im Ge-
wahrsamstrakt – zu thematisieren, wur-
de sie von den Gerichten stillschwei-
gend geduldet und somit legitimiert.

Der strukturelle Mord  
der Dessauer Polizei

Der Fall Oury Jalloh entlarvt ein insti- 
tutionelles System „Polizei“, das töd- 
liche Resultate hervorbringen kann  und 
sich durch widersprüchliches, lügen- 
haftes Aussageverhalten der organi-
sierten Verantwortungslosigkeit straf-
bar macht.

Die Umstände – das (Nicht-)Handeln 
der Polizeibeamten, die Missstände im 
Polizeirevier Dessau, die Verletzung 
der Grundrechte auf Freiheit, körper-
liche Unversehrtheit und Leben – ver-
weisen nicht nur auf die justiziable,  

sondern gerade auch auf die struktu-
relle Dimension des Todes von Oury  
Jalloh.

Johan Galtung hat den Begriff der 
„strukturellen Gewalt“ vorgeschla-
gen, um die nicht auf den ersten Blick 
erkennbare Gewalt der politisch pro-
duzierten sozialen Ungleichheitsver-
hältnisse zu beschreiben. In Anlehnung 
an diesen Begriff lässt sich von einem 
„strukturellen Mord“ an Jalloh spre-
chen.3 Denn es ist die Dessauer Polizei, 
einschließlich derjenigen Instanzen, die 
die politische Kontrollaufsicht und Ver-
antwortung für die Polizei in Sachsen- 
Anhalt tragen, die den Tod eines sich in 
ihrer Obhut befindlichen, gefesselten 
Gefangenen zu verantworten hat. 

Eine objektive Analyse und Bewer-
tung der Todesumstände Jallohs hät-
te also den gesellschaftlichen Kontext, 
in dem das Handeln der Polizei alltäg-
lich stattfindet (insbesondere die ma-
teriellen Bedingungen bundesdeut-
scher Ausländer- und Flüchtlingspo-
litik und die mit diesen einhergehen-
de Normalität staatlicher Gewalt), zu 
berücksichtigen.4 Denn der Versuch, 
Migration zu steuern und zu kontrol-
lieren, ist mit einem hohen Maß an le-
galem Zwang und legaler Gewalt ge-
gen Immigranten und Flüchtlinge ver-
bunden: bei den Abschiebungen, den 
Überstellungen und polizeilichen Kon-
trollen, in den Lagern und Abschiebe-
gefängnissen. Die Polizei ist in diesen 
gewaltförmigen Prozess der Einwan-
derungssteuerung institutionell ein- 
gebunden; die polizeiliche Alltagsar-
beit ist hierdurch geradezu determi-
niert. Nicht zuletzt gehört die politisch 
und rechtlich geschaffene Normalität 
der Ungleichheit zwischen eingewan-
derten „Ausländern“ und ansässiger 
Bevölkerung zu den entscheidenden 
Produktionsfaktoren der Gewalt ge-

3 Dieser ist freilich kein Straftatbestand im Sinne 
des deutschen Strafrechts.

4 Vgl. Komitee für Grundrechte und Demokratie 
(Hg.), 15 Jahre ohne Grundrecht auf Asyl – Wider  
die Gewöhnung an die Entwürdigung und Ent-
rechtung von Menschen, Köln 2008.
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gen Ausländer. Sie wirkt ein auf das 
(institutionelle) Bewusstsein und Han- 
deln der Polizeien und ihrer Beamten.

Bislang wurde die Aufklärung, war-
um und wie Oury Jalloh zu Tode kam, 
polizeilich und gerichtlich verhindert. 
Ob die Urteilsaufhebung durch den 

BGH vom Januar d. J. hieran etwas än-
dern wird, steht in Frage. Festzustehen 
scheint bereits jetzt, dass wir, wie der 
Fall Jalloh beweist, von einer öffentlich- 
objektiven Untersuchung zum instituti-
onellen Rassismus in der Polizei weiter 
entfernt sind denn je.

Bernard Schmid

Brandstifter Sarkozy

Es passiert nicht alle Tage, dass der 
Papst und Fidel Castro an einem Strang 
ziehen. Doch soeben ist dies mit Blick 
auf die französische Anti-Roma-Politik 
geschehen – wenngleich sich die ge-
meinsame Kritik in Ton und Ausmaß 
dann doch ziemlich unterschied: So 
kryptisch Papst Benedikt XVI. die fran-
zösische Politik dazu aufforderte, „die 
Menschheit in ihrer Diversität aufzu-
nehmen“, so überzogen warnte der al-
ternde Castro Sarkozy vor einem „neu-
en rassistischen Holocaust“.

Grund der Kritik ist die massive Ab-
schiebung von Roma in die südosteu-
ropäischen Staaten. (85 Prozent der in 
Frankreich lebenden Roma kommen 
aus den EU-Neumitgliedern Rumäni-
en und Bulgarien.) Diese wurde sowohl 
vom UN-Expertenausschuss „zur Be-
seitigung der Rassendiskriminierung“ 
(CERD) als auch von den europäischen 
Institutionen heftig kritisiert. Der Kom-
missar des Europarats für Menschen-
rechtsfragen, Thomas Hammerberg, 
und mehrere Mitglieder der EU-Kom-
mission rügen einen Verstoß gegen 
Unions-Regeln. Schließlich werden hier 
EU-Bürger abgeschoben, die eigentlich 
das Recht auf Freizügigkeit genießen. 
Eine Resolution des EU-Parlaments for-
derte Paris daher zur sofortigen „Aus-
setzung“ der Ausweisungen auf.

Der französische Minister „für Einwan-
derung, Integration und nationale Iden-
tität“, Eric Besson, antwortete jedoch 
nur kurz und knapp, dergleichen kom-
me „nicht in Frage“. Stattdessen wurde 
der Inhalt einer Verordnung aus dem 
Innenministerium bekannt, in der die 
Polizeiorgane dazu aufgefordert wer-
den, gezielt gegen Roma vorzugehen. 
Diese explizite Ausrichtung auf Ange-
hörige einer bestimmten ethnischen 
Minderheit verstößt ganz eindeutig 
gegen die einschlägigen EU-Diskrimi-
nierungsverbote. Auf Vorhaltungen aus 
Brüssel antwortete der französische Mi-
nister für EU-Angelegenheiten, Pierre 
Lellouche, jedoch lediglich unwirsch, 
er habe „keine Lust, sich im Namen 
Frankreichs wie ein kleiner Junge be-
handeln zu lassen.“

EU-Justizkommissarin Viviane Re-
ding erklärte daraufhin auf einer Pres-
sekonferenz am 14. September: „Ge-
nug ist genug!“ Die französische Politik 
sei „eine Schande“. Die EU-Kommis-
sion kündigte an, ein Verfahren gegen 
Frankreich wegen der Verletzung von 
europäischem Gemeinschaftsrecht ein-
zuleiten. Die Ausweisungen missachte-
ten fundamentale Rechtsgarantieren, 
indem sie Menschen kollektiv diskrimi-
nieren, allein aufgrund ihrer Zugehö-
rigkeit zu einer Bevölkerungsgruppe. 
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